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Grundversorgung: System in Dauerkrise
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Ö sterreich ist verpflichtet, Asylwerber:innen während des 
Verfahrens zur Feststellung der Flüchtlingseigenschaft 

(Asylverfahren) eine angemessene Unterkunft und Betreuung 
bereitzustellen (EU-Aufnahmerichtlinie). Seit 2004 existiert 
in Österreich ein flächendeckendes System der Flüchtlings-
versorgung, die sogenannte Grundversorgung (GVS). Die Zu-
ständigkeit für die Unterbringung der Schutzsuchenden und 
die Finanzierung der Grundversorgung teilen sich Bund und 
Länder auf.

Seit Sommer 2022 ist das Grundversorgungssystem für Asyl-
suchende wieder ein breit diskutiertes Thema. Es gibt zu wenig 
Quartiere – im Oktober mussten sogar Zelte aufgestellt werden. 
Begründet wird dieses Unterbringungsproblem mit stark gestie-
genen Asylanträgen. Zwar stellen tatsächlich sehr viele Schutz-
suchende einen Asylantrag in Österreich, nur ziehen ca. 65% der 
Antragsteller:innen weiter in andere EU-Staaten.

Wie ist es also zu den dramatischen Entwick- 
lungen gekommen?
1. Das System ist extrem unflexibel 
2. Die Aufgabenteilung zwischen Bund und Ländern  
 funktioniert nicht
3. Die ukrainischen Vertriebenen wurden ins GVS  
 aufgenommen.

Keine Anpassung an schwankende Antragszahlen
Die Finanzierung von Grundversorgungsplätzen erfolgt aus-
schließlich über so genannte Tagsätze: Die Unterkunftgeber:innen 
(gewerbliche Betriebe oder NGOs) bekommen pro Tag und Flücht-
ling eine bestimmte Summe – zuletzt wurde diese von max.  
21 auf 25 Euro erhöht. Eine kostendeckende Verpflegung und 
Unterkunft ist auch mit diesem Betrag kaum möglich.

Durch die Tagsatzfinanzierung müssen nicht voll ausgelastete 
Quartiere in den Ländern immer wieder schließen.

Foto: Mafalda Rakoš

KAUM GESTIEGENE ZAHLEN IN DER GV
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Die 93.000 Anträge bis Novemeber führten zu einem 
Anstieg von ca 3.900 Plätzen in der Grundversorgung.

Asylanträge

gefördert von Stadt Wien  
Integration und Diversität
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Dublin-Verordnung

Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?
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RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15

der in einer §15a-Vereinbarung 2004 festgelegt haben. Diese 
Bund-Länder-Vereinbarung, das Gundversorgungsgesetz Bund 
und die neuen Landesgrundverorgungsgesetze sind die recht- 
liche Grundlage des GV-Systems.

Die GV-Quoten werden von den meisten Bundesländern 
nicht eingehalten. Grund sind wiederum die niedrigen Tagsät-
ze. Einmal geschlossene Quartiere lassen sich nicht ohne wei-
teres wieder aufsperren. Die Plätze fehlen, die Quoten werden 
außer von Wien und dem Burgenland von keinem Bundesland 
erfüllt (Stand Ende November 2022). 

Ukrainische Vertriebene im GVS
Im Frühjahr 2022 wurden Ukrainer:innen mit Vertriebenen- 
Status als neue Zielgruppe der Grundversorgung aufgenommen. 
Für die Ukrainer:innen ist die Grundversorgung eine Möglich-
keit anzukommen und Ruhe zu finden. Sie brauchen dringend 
Wohnraum und oft auch psychosoziale Unterstützung,  
um sich in Österreich zurechtzufinden. Das unflexible GV-System 
wird aber durch die neue Zielgruppe (56.000 Personen) weiter 
belastet, auch wenn der Großteil der Ukrainer:innen privat 
untergebracht wurde. In anderen EU-Staaten wurden die Ver-
triebenen in das Sozialhilfesystem integriert. Zur Entlastung des 
GVS fordern nicht nur NGOs, dass ukrainische Vertriebene auch 
in Österreich Sozialhilfe bekommen, weil sie einen fixen Aufent-
haltstitel und die Möglichkeit der Arbeitsaufnahme haben. 

 

DAS SYSTEM DER GRUNDVERSORGUNG 

Wer hat Anspruch auf Grundversorgung?
• Asylwerber:innen im Asylverfahren
• Asylberechtigte während der ersten vier Monate  

nach Asylgewährung
• Subsidiär Schutzberechtigte
• Ukrainische Vertriebene
• Nicht abschiebbare, abgelehnte Asylwerber:innen
• andere nicht abschiebbare Fremde
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Das ist zwischen 2017 und 2020 geschehen. Mit dem  
Ergebnis, dass 2022 um 17.000 Plätze weniger zur Verfügung 
standen als fünf Jahre zuvor – diese Plätze fehlen jetzt. 

Wie sollten Bund und Länder zusammenarbeiten?
Die wichtigste Zielgruppe der GV sind Asylwerber:innen wäh-
rend des Asylverfahrens – vom Zeitpunkt der Zulassung bis 
zum Abschluss des Verfahrens (und teilweise darüber hinaus). 
Zuständig für die Unterbringung und Betreuung von Asylwer-
ber:innen ist in der ersten Phase des Asylverfahrens der Bund. 
2020 wurde dafür die Bundesagentur für Betreuungs- und 
Unterstützungsleistungen GesmbH (BBU) gegründet. Nach 
Einbringung eines Asylantrags kommen Schutzsuchende in 
Erstaufnahmezentren (z.B. Traiskirchen oder Talham). Dort wird 
geprüft, ob Österreich für die Durchführung des Asylverfahrens 
zuständig ist. 

Ab dem Zeitpunkt der Zulassung zum Asylverfahren in 
Österreich (weiße Karte) sollten die Asylsuchenden in Grundver-
sorgungsquartiere der Länder überstellt werden. Dort wird die 
Betreuung gemäß dem jeweiligen Landesgrundversorgungs- 
gesetz von einer Flüchtlingskoordination organisiert.

Für die Aufteilung der Asylsuchenden gibt es entsprechend 
der Größe der Wohnbevölkerung Quoten, die Bund und Län-

 > Unterbringung  
in BBU–Erstauf- 
nahmezentren

ZULASSUNG  
(weiße Karte)

Grundversorgungs-
quartiere der Länder > 

 
30.400

2017

47.700

Organisierte Grundversorgungsquartiere

2022

 
17.300 
weniger

Grundversorgung

Asylantrag- 
stellung  > 

ZUSTÄNDIGKEIT BEI DER UNTERBRINGUNG VON ASYLSUCHENDEN



Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

 
Welche Leistungen umfasst die Grundversorgung? 
• Unterkunft und Verpflegung
• Krankenversicherung
• Bekleidungshilfe (€ 150,–/Jahr)
• Schulbedarf für Schüler:innen (€ 200,–/Jahr)
• Information, Beratung und Betreuung
• Übernahme der Fahrtkosten bei behördlichen Ladungen 

und Überstellungen
• Angebote zur Tagesstruktur

Wie kommen die Geflüchteten zu einer Unterkunft?
Personen, die Anspruch auf Grundversorgungsleistungen 
haben, werden meist organisierten Unterkünften, die im ge-
samten Bundesgebiet verteilt sind, zugewiesen. Es gibt auch 
die Möglichkeit (in den meisten Bundesländern erst nach einer 
gewissen Zeit) privat Wohnraum anzumieten. Unterkunft-
geber:innen sind gewerbliche Betriebe wie Gasthäuser und 
Hotels oder NGOs wie Caritas, Diakonie, Volkshilfe oder Arbei-
tersamariterbund. Für die Unterbringung und Verpflegung in 
einer organisierten Unterkunft erhält der:die Unterkunftge-
ber:in pro Person und Tag maximal € 25,–. 

Leistungen für Personen in organisierten  
Unterkünften
• € 40,– Taschengeld pro Monat
• Vollverpflegung mit 3 Mahlzeiten pro Tag oder 
• Verpflegungsgeld für Selbstversorger je nach Bundesland  

bis € 7,– pro Tag

Barleistungen an privat wohnende Personen
• Mietzuschuss für Einzelpersonen von max. € 165,– pro 

Monat
• Mietzuschuss für Familien von max. € 330,– pro Monat

• Verpflegungsgeld für Erwachsene von max. € 260,– pro 
Person und Monat

• Verpflegungsgeld für Minderjährige von max. € 145,– pro 
Person und Monat

Für Bekleidung und den Schulbedarf werden meist Gutscheine 
ausgegeben.

Verpflegung und Betreuung 
Es gibt verschiedene Modelle der Verpflegung. Am wenigsten 
konfliktbehaftet ist es, wenn die Asylwerber:innen Bargeld erhal-
ten und ihre Mahlzeiten selbst zubereiten können. Damit haben 
sie nicht nur eine sinnlich-sinnvolle Beschäftigung, sondern  
jede Familie oder Einzelperson kann nach ihrem Geschmack  
kochen. In einzelnen Quartieren gibt es immer noch Voll- 
versorgung.

Auf 140 Flüchtlinge kommt in der Regel ein:e Sozialar-
beiter:in. So werden die Asylwerber:innen wöchentlich oder 
jede zweite Woche von ihrer:ihrem Betreuer:in besucht. In den 
NGO-Quartieren sind in der Regel Sozialarbeiter:innen vor Ort. 
Flüchtlingsbetreuer:innen kümmern sich um die wichtigsten 
sozialen Anliegen der Bewohner:innen. Sie helfen bei Amtswe-
gen, Schulkontakten, Arztbesuchen sowie bei (heim-)internen 
Konflikten. Eigentlich fällt auch die Vermittlung bei Konflikten 
mit der Bevölkerung in ihre Zuständigkeit. Durch den niedrigen 
Betreuungsschlüssel lässt sich das in der Regel jedoch nicht be-
werkstelligen.

Können geflüchtete Wohnung/Unterkunft wechseln? 
Flüchtlinge können sich nicht aussuchen, wo und wie sie Grund-
versorgung erhalten. Ein Quartierwechsel ist nur mit Zustim-
mung des jeweils zuständigen Landesflüchtlingsbüros möglich. 
Hält sich ein:e Asylwerber:in nicht am zugewiesenen Wohnort 
auf, wird die Grundversorgung sofort beendet.

Für einen Wechsel von einem Flüchtlingsheim in eine privat 
angemietete Wohnung innerhalb eines Bundeslandes ist eine 
Genehmigung des Landes erforderlich.

Gibt es zusätzliche Betreuungs- und Behandlungs- 
angebote?
Für Flüchtlinge mit psychischen Erkrankungen, mit Traumata 
oder für Folterüberlebende besteht in jedem Bundesland ein 
spezielles Therapieangebot. Berücksichtigung finden bei ent-
sprechenden ärztlichen Befunden körperliche Erkrankungen, die 
einen erhöhten Betreuungsbedarf verursachen. Weiters muss 
entsprechende Unterbringung und Betreuung von besonders 
verletzlichen Personen, beispielsweise alleinstehenden Müttern, 
Schwangeren, Gebrechlichen etc. gegeben sein.

Erhalten die Asylwerber:innen Deutschkurse? 
Das ist von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich. Erwach-
sene Flüchtlinge erhalten, wenn überhaupt, meist nur sehr weni-
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ge Stunden, die von den Unterkunftgeber:innen von den  
€ 10,– Freizeitgeld pro Person und Monat finanziert werden. 

Vor allem in ländlichen Gebieten gibt es viel zu wenig Kurs-
angebote. Außerdem scheitert eine Teilnahme oft an der Finan-
zierung von Fahrtkosten. Hier könnte ein Mobilitätspass (gratis 
oder günstig) für Personen in Grundversorgung helfen.

Dürfen Asylwerber:innen arbeiten? 
Asylwerber:innen dürfen drei Monate nach Einbringung des 
Asylantrags einer Beschäftigung nachgehen. Dafür benötigt 
die:der Arbeitgeber:in allerdings eine Beschäftigungsbewilli-
gung, die nur nach einem Ersatzkräfteverfahren ausgestellt 
wird. Erlaubt sind zudem Saisonbeschäftigung und Erntearbeit. 
Eine weitere Möglichkeit ist die so genannte gemeinnützige 
Beschäftigung in organisierten Quartieren oder bei den Gemein-
den, die mit einem geringen Anerkennungsbeitrag (drei bis fünf 
Euro pro Stunde) abgegolten wird.

Wer Geld verdient darf das nur bis zu einer Zuverdienst-
grenze von € 110,– Einkommen darüber hinaus kann zum 
Verlust oder Einschränkung der Grundversorgung und Nachzah-
lungen führen.

Wie lange kann man Grundversorgung erhalten?
Grundversorgung wird grundsätzlich nur so lange gewährt, als 
ein:e Fremde:r hilfsbedürftig ist. Wer Unterhaltsansprüche ge-
gen Dritte hat, beispielsweise gegenüber einer Person, die eine 
Einladung oder Verpflichtungserklärung abgegeben hat, gilt 
nicht als hilfebedürftig. Auch wenn ein:e Asylwerber:in einer 
regelmäßigen Arbeit nachkommt und Einkommen erzielt, das 
über einem bestimmten Betrag liegt wird die Grundversorgung 
beendet oder zumindest eingeschränkt.

Bekommt ein Flüchtling Asyl oder subsidiären Schutz, erhält 
die betroffene Person unbeschränkten Zugang zum Arbeits-
markt. Nach längstens vier Monaten müssen Asylberechtigte 
das Grundversorgungsquartier verlassen.

Subsidiär Schutzberechtigte bleiben, solange sie sich nicht 
selbst erhalten, in Grundversorgung. In Wien und Tirol wird auf 
die Höhe der Sozialhilfe bzw. Mindestsicherung aufgezahlt. Wer 
nach einer Rückkehrentscheidung trotz Bemühen keine Doku-
mente für die Rückkehr erhält, kann als geduldete Person wei-
terhin durch Grundversorgung vor Obdachlosigkeit geschützt 
werden.
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Wie kam es zu dem derzeitigen System?

Die Grundversorgung wurde in Österreich im Mai 2004 
mit dem Ziel der Vereinfachung und Vereinheitlichung 
eingeführt und löste die damalige „Bundesbetreuung“ für 
Geflüchtete ab. Zu diesem Zweck wurde die Zielgruppe 
für den Bezug der Grundversorgung (kurz GVS) definiert, 
die Kostenteilung zwischen Bund & Ländern festgelegt 
(60:40 – dauert ein verfahren länger als ein Jahr zahlt der 
Bund 100%), ebenso die Kriterien für den Bezug der GV 
bzw. für den Nachweis der Hilfsbedürftigkeit. 

Schon die rechtlichen Rahmenbedingungen lassen 
eine gewisse Komplexität erahnen. Auf der Ebene der 
Europäischen Union gibt es da einmal die 
Aufnahmerichtlinie (AL 2013/33/EU – zuvor 2003/9/EG), 
deren Umsetzung 2004 Österreich zur Einführung des  
GVS zwang. Bis dahin waren bis zu zwei Drittel der 
Schutzsuchenden in Österreich obdachlos. 

ADRESSE
asylkoordination österreich
Burggasse 81/7
A 1070 Wien
T +43 1 532 12 91
asylkoordination@asyl.at
www.asyl.at
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